
die Werte schaffen, und ausgerechnet sie sollen 
in Fragen der Produktion und des Einsatzes 
der Produktionsmittel nicht mitbestimmen? 
Sie sollen sich auf ewig der Willkür der Be­
sitzer der Produktionsmittel auf Gnade und 
Ungnade ausliefern, als Produktionsmittel 
unter anderen eingesetzt, beherrscht werden. 
Sollen sie den immer stärker werdenden Fol­
gen der Automation schutzlos gegenüber­
stehen? Wir müssen in Betracht ziehen, daß 
die technische Revolution tief in das Leben der 
Arbeiter und Angestellten, der technischen In­
telligenz eingreift. Diese Entwicklung macht 
die Forderung des DGB nach Ausdehnung der 
Mitbestimmung auf alle großen Konzerne und 
Kapitalgesellschaften so sehr dringlich. Die 
Frage der Mitbestimmung ist nicht nur von 
lebenswichtiger Bedeutung für die Arbeiter 
und Angestellten. Der Ausgang des Kampfes 
um Mitbestimmung berührt auch die Bauern, 
die Gewerbetreibenden, die kleinen und mitt­
leren Unternehmer, kurz, alle Schichten der 
Bevölkerung, die ein Interesse daran haben, 
daß die Macht des Großkapitals, die auch ihre 
Existenz bedroht, eingeschränkt wird.
Die Parole soll gelten: Mehr arbeiten, weniger 
konsumieren, Maul halten!
Die Zeitung der westdeutschen IG Metall, 
„Metall“, brachte kürzlich plakativ: „Bonn: Der 
große Betrug an den Wählern“, „Diese Regie­
rung ist mit dem Makel des Wortbruchs be­
haftet. Vor den Bundestagswahlen hat sie kraft 
Gesetzes Wechsel an das Wählervolk ausge­
stellt, die sie jetzt platzen läßt. Vor den Wah­
len wurden Versprechen in der Absicht ge­
macht, die Gunst gewisser Wähler zu gewinnen. 
Jetzt werden diese Versprechen gebrochen. Was 
im privaten Leben der Menschen als Betrug 
gilt, kann man nicht anders nennen, wenn es 
von einer Regierung praktiziert wird.“
Es wird doch wohl niemand im Ernst zu be­
haupten wagen, die Masse der werktätigen 
CDU-Wählerschaft würde sich hinter das Er­
hard-Programm stellen oder ihm gar aktive

Unterstützung geben. Und so gesehen, ist es 
mit der Stärkung der CDU nicht mehr weit her.
Doch auch daraus allein kann man sich noch 
kein schlüssiges Urteil bilden. Wie steht es um 
das Kräfteverhältnis in Westdeutschland zwi­
schen der CDU/CSU und ihren Gegnern? Uber 
13 Millionen Wähler haben sich mit dem Stimm­
zettel gegen die Regierungspartei ausgespro­
chen. Und sie fühlen sich in ihrer Wahl nach 
Erhards Regierungsprogramm ausdrücklich 
bestätigt.
Unmittelbar nach der Bundestagswahl fanden 
Kongresse großer und einflußreicher Industrie­
gewerkschaften statt. Die Gewerkschaften 
traten selbstbewußt mit einer klaren politi­
schen Linie auf. Kampf gegen die Atomrüstung 
und die Notstandsgesetze, Gleichberechtigung 
der Werktätigen in der Gesellschaft und damit 
ihre weitgehende Mitbestimmung, gerechte Ver­
teilung der durch die Arbeiter geschaffenen 
Werte sind ihre innenpolitischen Forderungen. 
Der Kern, die Hauptkraft der Oppositionellen, 
die in den Gewerkschaften organisierte Ar­
beiterklasse, paßt sich nicht an, entwickelte eine 
eigene Alternative. Das ist von großer Bedeu­
tung.

Erhards CDU im Widerspruch 
zur Mehrheit der Bevölkerung

Mit Fug und Recht kann man heute feststellen: 
Die Mehrheit der westdeutschen Bevölkerung 
hat in den wichtigsten Fragen der Regierungs­
erklärung eine entgegengesetzte Meinung. Die 
Mehrheit der westdeutschen Bevölkerung ist 
für Frieden und Sicherheit. Sie ist nicht bereit, 
die Lasten der imperialistischen Machtpolitik 
zu tragen, und nicht einverstanden, daß auf 
ihre Kosten die Rüstung finanziert werden soll.
Das Ziel der Erhard-Regierung besteht darin, 
den Kampf um die Hegemonie des westdeut­
schen Monopolkapitals in Europa im Bündnis 
mit den USA auch unter den Bedingungen der

größerer Überzeugungskraft 
die Politik der Partei, das 
heißt solche Fragen wie: Die 
nationale Mission der DDR und 
die Planerfüllung 1965; der 
Kampf um den wissenschaft­
lich-technischen Höchststand, 
verbunden mit dem „Plan 
Neue Technik“; die Verbesse­
rung der Arbeits- und Lebens­
bedingungen und der Stand

unserer Arbeitsproduktivität; 
die Notwendigkeit der Mitar­
beit aller Genossen im Betrieb 
und im Wohngebiet, und an­
dere.
Diese Arbeitsweise des Sekre­
tariats der Kreisleitung 
Zwickau verdrängte weitge­
hend die Ressortarbeit im Par­
teiapparat sowie im gewählten 
Organ, da sie darauf gerichtet

ist, alle Kräfte einheitlich auf 
die vom Sekretariat in Über­
einstimmung mit den zentra­
len Beschlüssen festgelegten 
Aufgaben zu konzentrieren. 
Und das findet seinen Nieder­
schlag in der qualifizierteren 
und operativeren Tätigkeit ge­
genüber den Grundorganisa­
tionen.
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